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Vorwort 

Im Spannungsfeld zwischen europäischem und mitgliedstaatlichem Recht wirft 
die Verpflichtung, supranationales Recht in die innerstaatliche Rechtsordnung 
umzusetzen, immer wieder Probleme auf. In allen zentralen Umweltgesetzen hat 
der deutsche Gesetzgeber pauschale Verordnungsermächtigungen geschaffen,  mit 
deren Hilfe eine möglichst schnelle, effektive  Umsetzung der Gemeinschaftsvor-
gaben erreicht werden soll. Die vom EuGH missbilligte Umsetzung mittels bloßer 
Verwaltungsvorschriften  bildete den Anlass für diese Regelungen. §§ 48a Abs. 1 
BImSchG, 6a WHG und 57 KrW-/AbfG sind die wichtigsten einschlägigen 
Ermächtigungen. Vorliegende Arbeit untersucht sie eingehend, auch in ihrer 
Bedeutung über das Umweltrecht hinaus. Im Schnittpunkt von europäischem und 
deutschem Recht Einflüssen aus beiden Rechtskreisen ausgesetzt, werfen die Ver-
ordnungsermächtigungen vor allem verfassungsrechtliche  Fragen auf. Neben 
bundesstaatlichen Kompetenzaspekten bereitet innerstaatlich die Pauschalität der 
Ermächtigungen Schwierigkeiten, stellt doch das Bestimmtheitsgebot in Art. 80 
Abs. 1 Satz 2 GG aus gutem Grund strenge Anforderungen  an Ermächtigungen zur 
Rechtsetzung durch die Exekutive. Nachstehende Untersuchung beantwortet die 
Frage, wie pauschale Ermächtigungen ohne Verletzung der verfassungsrechtlichen 
Vorgaben als Umsetzungsinstrument eingesetzt werden können. 

Die im Juni 2004 abgeschlossene Arbeit wurde im Wintersemester 2004/2005 
vom Fachbereich Rechtswissenschaft der Universität Konstanz als Dissertation an-
genommen. Im Februar 2005 wurde sie unter besonderer Berücksichtigung der 
neueren Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  aktualisiert. 

Herrn Professor  Dr. Dieter Lorenz danke ich aufrichtig für die Betreuung der 
Arbeit. Sein Rat und seine Unterstützung halfen wesentlich bei der Inangriffnahme 
und Fertigstellung der Arbeit. Nicht zuletzt hat mich mein Doktorvater an seinem 
Lehrstuhl beschäftigt und damit auch den äußeren Rahmen für die Durchführung 
der Promotion geschaffen.  Herrn Professor  Dr. Martin Ibler danke ich für das 
rasche Erstellen des scharfsinnigen und weiterführenden Zweitgutachtens. Mein 
Dank gebührt zudem Herrn Professor  Dr. Dr. h.c. Wolfgang Graf Vitzthum für die 
Aufnahme der Arbeit in die Tübinger Schriften zum Staats- und Verwaltungsrecht 
sowie für die Chance, seit Sommer 2004 an seinem Lehrstuhl den Kontakt mit 
universitärer Forschung und Lehre zu vertiefen. 

Tübingen, im März 2005 Thomas  Klink 
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Einleitung 

I. Europäisierung des deutschen Umweltrechts 

Die Bundesrepublik Deutschland gliedert sich immer stärker in die europäische 
Staatengemeinschaft ein. Dieser kontinuierliche Prozess wird als Europäische Inte-
gration bezeichnet.1 Gekennzeichnet ist er durch eine Übertragung von Hoheits-
rechten auf die supranationalen Einrichtungen der Europäischen Union, insbeson-
dere auf die Europäische Gemeinschaft. Im Rahmen der zunehmenden Integration 
ist auch das deutsche Umweltrecht nachhaltigen europarechtlichen Einflüssen 
unterworfen.  Anschaulich lässt sich von der „Europäisierung" des deutschen Um-
weltrechts sprechen.2 Die Verzahnung des deutschen und des europäischen Um-
weltrechts nimmt so stark zu, dass sich langsam eine neue, gemischte Rechts-
ordnung herausbildet.3 Gleichzeitig steigt die Effektivität  des Umweltschutzes, da 
die meisten Umweltprobleme einen grenzüberschreitenden Bezug haben und sich 
durch ein international koordiniertes Vorgehen besser lösen lassen. Der fortschrei-
tende Integrationsprozess beschränkt sich aber nicht auf das Umweltrecht, sondern 
wirkt sich auch im Verfassungsrecht  aus, insbesondere im Bereich der Bundes-
staatlichkeit sowie bei den Aufgaben und Funktionen der gewählten deutschen 
Volksvertretungen.4 

Im Spannungsfeld zwischen gemeinschaftsrechtlicher  Prägung und nationalem 
Hoheitsanspruch liegt die zweistufige Rechtsetzungstechnik, derer sich die Euro-
päische Gemeinschaft gerade im Umweltbereich regelmäßig bedient: Die EG gibt 
in Wahrnehmung ihrer Kompetenzen den zu erreichenden Rechtszustand mehr 
oder weniger detailliert vor, die konkreten legislativen Maßnahmen müssen aber 
die Mitgliedstaaten mit den Mitteln und in den Formen des nationalen Rechts tref-
fen, um dem EG-Recht in ihrem Hoheitsgebiet Geltung zu verschaffen.  Standard-
fall sind die in Art. 249 Abs. 3 EG geregelten Richtlinien der Europäischen Ge-
meinschaft. 

Da zu dieser Umsetzung in aller Regel schnelle und flexible Instrumente be-
nötigt werden, die dennoch verbindliche Wirkungen erzeugen können, steht die 
Handlungsform der Rechtsverordnung im zunehmenden Interesse des Umwelt-
rechts. Gesetze sind wegen des langwierigen und förmlichen Verfahrens  weniger 

1 Maurer,  Staatsrecht I, § 4 Rn. 1. 
2 So Steinberg,  AöR 120 (1995), 549 ff. 
3 Kloepfer,  NVwZ 2002, 645, 654. 
4 Vgl. Scheuing,  Europäisierung, S. 87, 91 f. 
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20 Einleitung 

geeignet, ebenso ist die Verwendung von Verwaltungsvorschriften  durch die stren-
gen Umsetzungsanforderungen des EuGH weitestgehend verwehrt.5 Neben diese 
Funktion als Umsetzungsinstrument tritt die ohnehin schon hohe Bedeutung von 
Rechtsverordnungen im Umweltrecht: Wegen der Abhängigkeit von naturwissen-
schaftlichen und technischen Erkenntnissen ist hier oftmals nur eine begrenzte 
gesetzliche Regelungstiefe möglich.6 Infolgedessen ist der Bedarf  nach Detail-
regelungen, technischen Standards und Grenzwerten auf untergesetzlicher Ebene 
enorm.7 Verordnungsgebung erleichtert dabei die Anpassung der Kontrolle an die 
sich in rascher Bewegung befindende Entwicklung von Wissenschaft und Technik, 
zugleich wird der Gesetzgeber entlastet.8 

Zum Zwecke der Umsetzung europäischen Umweltrechts können zum einen 
generelle Verordnungsermächtigungen herangezogen werden, die keinen gemein-
schaftsspezifischen  Ansatz aufweisen, sondern nur einen bestimmten Sachbereich 
abdecken und dann gewissermaßen anlässlich der Umsetzung „mitbenutzt" wer-
den.9 Daneben gibt es jedoch auch spezifische gesetzliche Ermächtigungsnormen, 
die gerade zur Durchführung  von gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben konzipiert 
sind. In allen neueren Umweltgesetzen finden sich solche Verordnungsermäch-
tigungen, die auf Vorgaben des Europäischen Umweltrechts Bezug nehmen und 
deren Umsetzung ins deutsche Recht erlauben.10 Solche spezifischen Rechts-
verordnungsermächtigungen zur erleichterten Umsetzung des EG-Umweltrechts 
spielen eine wichtige Rolle bei der Funktionsverzahnung zwischen Gemeinschafts-
recht und mitgliedstaatlichem Recht.11 

I I . § 48a Abs. 1 BImSchG, § 6a WHG 
und § 57 KrW-/AbfG 

Unter den spezifischen Umsetzungsermächtigungen fallen insbesondere § 48a 
Abs. 1 BImSchG, § 6a WHG und § 57 KrW-/AbfG auf, sowohl was ihre prak-
tische Bedeutung, als auch was ihre konkrete Ausgestaltung angeht: 

5 EuGH, Rs. C-131 /88 (Grundwasser), Slg. 1991, S. 1-825 ff.;  EuGH, Rs. C-361/88 (TA 
Luft), Slg. 1991, S. 1-2567 ff.;  EuGH, Rs. C-59/89 (Blei), Slg. 1991, S. 1-2607 ff.;  EuGH, 
Rs. 58/89 (Trinkwasser), Slg. 1991, S. 1-4983 ff.;  Hoppe/Otting,  NuR 1998, 61, 62. 

6 Kloepfer/Rehbinder/Schmidt-Aßmann,  UGB-AT, S. 462. 
ι Wahl,  Verhältnis, S. 145. Vgl. auch Hoppe/Beckmann/Kauch,  § 5 Rn. 8 ff.;  Bender/ 

Sparwasser/Engel,  Umweltrecht, Kap. 1 Rn. 64 ff. 
8 Graf  Vitzthum/Geddert-Steinacher,  Standortgefährdung,  S. 41. 
9 Weber,  Rechtsfragen, S. 22 ff.;  Meyer  zu Brickwedde,  Ermächtigung, S. 8 ff. 
10 Z. B.: §§ 7 Abs. 4, 37, 39 und 48a BImSchG, § 52 Abs. 5 und Abs. 6 BNatSchG, §§ 14 

Abs. 4 und 16 Abs. 6 GenTG, § 22 BBodSchG, §§ 3 Abs. 9, 36c Abs. 1 und 57 KrW-/AbfG 
oder § 6a WHG. Vgl. auch die Darstellung und Klassifizierung bei Brand,  Vereinbarkeit, 
S. 29 ff. 

h Kloepfer,  Umweltrecht, § 9 Rn. 118. 



II. § 48a Abs. 1 BImSchG, § 6a WHG und § 57 KrW-/AbfG 21 

Zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaften 
kann gemäß § 48a Abs. 1 BImSchG die Bundesregierung zu dem in § 1 BImSchG 
genannten Zweck mit Zustimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen über die 
Festsetzung von Immissions- und Emissionswerten einschließlich der Verfahren 
zur Ermittlung sowie Maßnahmen zur Einhaltung dieser Werte und zur Über-
wachung und Messung erlassen. In den Rechtsverordnungen kann auch geregelt 
werden, wie die Bevölkerung zu unterrichten ist. 

Nach § 6a WHG kann die Bundesregierung, soweit es zur Erfüllung bindender 
Beschlüsse der Europäischen Gemeinschaft oder zwischenstaatlicher Vereinbarun-
gen notwendig ist, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor-
schriften über die Bewirtschaftung der Gewässer nach den Grundsätzen des 
§ la Abs. 1 WHG erlassen, insbesondere Anforderungen  an die Beschaffenheit 
und die Benutzung von Gewässern sowie den Bau und Betrieb von Anlagen im 
Sinne des § 18 Abs. 1, des § 19a Abs. 1 und des 19g Abs. 1 und 2 WHG festlegen. 

Zur Umsetzung von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften erlaubt 
schließlich § 57 KrW-/AbfG der Bundesregierung, zu dem in § 1 KrW-/AbfG ge-
nannten Zweck mit Zustimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen zur Sicher-
stellung der ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung sowie umweltverträg-
lichen Beseitigung zu erlassen. In den Rechtsverordnungen kann auch geregelt 
werden, wie die Bevölkerung zu unterrichten ist. 

Die Gebiete des Immissionsschutzrechts, Wasserrechts und Abfallrechts werden 
hier herausgegriffen,  da sie den Kernbestand des deutschen Umweltrechts bilden 
und die bisher ergangenen umweltrechtlichen Regelungen der EG überwiegend 
diesen Bereichen zuzuordnen sind.12 Die Relevanz von § 48a Abs. 1 BImSchG, 
§ 6a WHG und § 57 KrW-/AbfG zeigt sich deutlich darin, dass gerade in diesen 
Rechtsgebieten verschiedentlich Umsetzungsschwierigkeiten auftraten, die zu Ver-
urteilungen Deutschlands durch den EuGH geführt  haben. Die daraufhin eingetre-
tene Änderung der Umsetzungspraxis bildet den entstehungsgeschichtlichen Hin-
tergrund der Ermächtigungen. Aus diesen Gründen wird sich die folgende Unter-
suchung auf die drei Verordnungsermächtigungen in § 48a Abs. 1 BImSchG, § 6a 
WHG und § 57 KrW-/AbfG beschränken. Dabei werden einerseits die struktu-
rellen Gemeinsamkeiten des Umsetzungsmechanismus aller drei Normen heraus-
gearbeitet, andererseits sollen auch die jeweiligen Besonderheiten jeder Ermäch-
tigung sowie der fachgesetzliche Kontext Berücksichtigung finden. 

Im Vergleich zu anderen Verordnungsermächtigungen mit Europabezug, wie 
etwa den §§ 37, 39 BImSchG, weisen die drei Vorschriften  die Besonderheit auf, 
dass die in ihnen enthaltene Ermächtigung nicht durch nähere Angaben über das 
umzusetzende Gemeinschaftsrecht begrenzt ist und auch die möglichen Rechtsver-
ordnungen eher allgemein beschrieben werden. Der Kreis der gemeinschaftsrecht-

1 2 Die vergleichbare Ermächtigung in § 22 BBodSchG hat demgegenüber noch keine 
Bedeutung in der Praxis gewonnen. Siehe Nürnberger  in: Oerder/Nürnberger/Schönfeld, 
BBodSchG, § 22 Rn. 1 ff.,  Rn. 15. 


